NIEDERSCHRIFT Rat/030/2013

Uber die Sitzung des Rates der Stadt Billerbeck am 17.10.2013 im Kultursaal der
Alten Landwirtschaftsschule.

Vorsitzende:
Frau Marion Dirks

Ratsmitglieder:
Herr Karl-Heinz Brockamp
Herr Hans-Joachim Dibbelde
Herr Bernhard Faltmann

Herr Andreas Groll bis einschl. TOP 7. 0. S.
Herr Ludger Kleideiter
Herr Bernhard Kortmann bis zu TOP 6.1 no. S.

Herr Bernd Kosters

Frau Brigitte Mollenhauer

Herr Thomas Schulze Temming
Herr Franz-Josef Schulze Thier
Herr Werner Wiesmann

Herr Franz Becks

Herr Jurgen Brunn

Herr Hans-Jurgen Dittrich

Frau Margarete Kohler

Herr Hans-Joachim Spengler
Herr Ralf Fltichter

Frau Maggie Rawe

Herr Ulrich Schlieker

Herr Dr. Rolf Sommer

Herr Helmut Knawer

Herr Hubert Maas

Herr Helmut Geuking

Entschuldigt fehlen:
Herr Dr. Wolfgang Meyring
Frau Sarah Bosse
Herr Thomas Tauber

Von der Verwaltung:
Herr Hubertus Messing
Herr Peter Melzner
Herr Gerd Mollenhauer
Frau Marion Lammers
Frau Birgit Freickmann Schriftfihrerin

Beginn der Sitzung: 18:00 Uhr
Ende der Sitzung: 20:15 Uhr



Frau Dirks stellt fest, dass zu dieser Sitzung form- und fristgerecht eingeladen wurde.
Hiergegen erhebt sich kein Widerspruch.

Frau Mollenhauer beantragt, zu Tagesordnungspunkt 4. ,Uberarbeitung des stadte-
baulichen Entwicklungskonzeptes der Stadt Billerbeck und weitere Umsetzung des
Konzeptes® eine getrennte Abstimmung Uber die einzelnen MalRinahmen des Kon-
zeptes.

Die Ratsmitglieder stimmen dem Antrag mehrheitlich zu.

Herr DUbbelde fragt nach, warum die heutige Sitzung im Kultursaal der LAWI und
nicht im Ratssaal stattfinde.

Frau Dirks fuhrt zur Begrindung aus, dass heute im Rahmen des stadtebaulichen
Entwicklungskonzeptes auch tber die Barrierefreiheit im Rathaus entschieden werde
und interessierte bewegungseingeschrankte Zuhoérer die Moglichkeit haben sollten,
an der Sitzung teilzunehmen.

Herr Dittrich weist ergdnzend darauf hin, dass es auch ein Ersuchen eines sachkun-
digen Burgers gegeben habe.

TAGESORDNUNG

|. Offentliche Sitzung

1. Bericht der Verwaltung tber die abschlieBende Erledigung der in
offentlicher Sitzung gefassten Beschllisse
Herr Messing berichtet tber die abschlieBende Erledigung der in 6ffentli-
cher Sitzung gefassten Beschlusse.

2. Prufung und Feststellung des Jahresabschlusses 2010 der Stadt
Billerbeck aufgrund des § 96 GO NRW
Frau Dirks lasst tber die Punkte 1 — 5 und 7 sowie Uber Punkt 6. getrennt
abstimmen, da sie zu Punkt 6. nicht stimmberechtigt sei.
Der Rat fasst folgenden

Beschluss:
1. Die von der Hahne Revisions- und Treuhandgesellschaft mbH ge-
prufte und der Sitzungsvorlage als Anlage beigefligte Bilanz zum
31. Dezember 2010 wird mit einer Bilanzsumme von
85.002.949,95 € festgestellt.

2. Die von der Hahne Revisions- und Treuhandgesellschaft mbH ge-
prufte und der Sitzungsvorlage als Anlage beigefligte Ergebnis-
rechnung fur das Haushaltsjahr 2010 mit einem Fehlbetrag in H6-
he von 324.708,26 € wird festgestellt.

3. Die von der Hahne Revisions- und Treuhandgesellschaft mbH ge-
prifte und der Sitzungsvorlage als Anlage beigefluigte Finanzrech-
nung fur das Haushaltsjahr 2010 mit einem Endbestand in Hohe



von -813.934,69 € wird festgestellt.

4. Der von der Hahne Revisions- und Treuhandgesellschaft mbH ge-
prufte und der Sitzungsvorlage beigefligte Anhang zum Jahresab-
schluss fir das Haushaltsjahr 2010 wird festgestellt.

5. Der von der Hahne Revisions- und Treuhandgesellschaft mbH ge-
prufte und der Sitzungsvorlage beigefligte Lagebericht zum Jah-
resabschluss fur das Haushaltsjahr 2010 wird festgestellt.

7. Der festgestellte Jahresfehlbedarf fir das Haushaltsjahr 2010 in
Hohe von 324.708,26 € wird durch die Inanspruchnahme der Aus-
gleichsriicklage abgedeckt.

Stimmabgabe: einstimmig

6. Auf der Grundlage des von der Hahne Revisions- und Treuhand-
gesellschaft mbH erteilten und der Sitzungsvorlage beigefligten
uneingeschrankten Bestatigungsvermerkes wird der Blrgermeiste-
rin Entlastung erteilt.

Stimmabgabe: einstimmig (ohne Blrgermeisterin

Schulsozialarbeit in Billerbeck

Frau Rawe wiederholt ihren schon im Schul- und Sportausschuss gestell-
ten Antrag, die Stelle der Schulsozialarbeit auf 1,5 Stellen zu erhéhen
und neben den 16.317,-- € (Ersatz der BUT-Mittel) zusatzlich 11.000,--
fur eine weitere halbe Stelle zur Verfiigung zu stellen.

Der Antrag von Frau Rawe wird mit 7 Ja-Stimmen, 12 Nein-Stimmen, 5
Enthaltungen abgelehnt.

Der Rat fasst folgenden

Beschluss:

Die Stadt Billerbeck Ubernimmt die auszufallenden Bundesmittel des Bil-

dungs- und Teilhabepaktes in Hohe von 16.317,00 € ab dem 01.01.2014

um den Status quo zu sichern. Falls doch noch Bundesmittel flie3en, wird
Uber die Angelegenheit erneut beraten.

Stimmabgabe: 17 Ja-Stimmen, 7 Enthaltungen

Uberarbeitung des stadtebaulichen Entwicklungskonzeptes der
Stadt Billerbeck und weitere Umsetzung des Konzeptes

Auf Nachfrage von Frau Rawe erlautert Herr Mollenhauer die Zusam-
mensetzung der Kosten fur das Lichtkonzept.

Frau Dirks stellt die einzelnen Mal3hahmen des Entwicklungskonzeptes



getrennt zur Diskussion und Abstimmung:

Entwurfsplanung fur den Neuausbau Lange Straf3e mit Kreuzungs-
bereich Lilienbeck/Coesfelder Strale und Verbindungswegen, flr
den Markt und die Bahnhofstrall3e (von der Kirchstral3e bis zum
Markt) sowie EinzelmalBnahmen im Stadtumbaugebiet zur Herstel-
lung der Barrierefreiheit

Stimmabgabe: 23 Ja-Stimmen, 1 Nein-Stimme

Umbau der Spiel- und Schulhofflache am Johannisschulgebaude

mit der Ergdnzung, die Verwaltung zu beauftragen, einen Vorschlag fur
eine neue Zufahrt mit Parkplatzen zu erarbeiten und dem Ausschuss vor-
zulegen. Des Weiteren soll ein Experte prifen, ob die drei Birken erhalten
werden kdnnen.

Stimmabgabe: 22 Ja-Stimmen, 1 Nein-Stimme, 1 Enthaltung

Rathausaufzug

Frau Mollenhauer macht noch einmal die Position der CDU-Fraktion deut-
lich und fuhrt aus, dass die CDU grundsétzlich den Einbau eines Aufzu-
ges beflrworte. Auch sei es ihnen, wie allen anderen Parteien, wichtig,
dass bewegungseingeschréankte Blrger und Besucher das Rathaus bar-
rierefrei aufsuchen kdnnen. Letztlich auch vor dem Hintergrund, dass je-
dem ein gleiches Schicksal taglich ereilen kénnen.

Folgende Grunde rechtfertigten es jedoch nach ihrer Meinung nicht, den
Einbau eines Aufzuges mit einem Kostenvolumen von ca. 350.000,-- € zu
beflirworten.

Der Aufzug biete nach wie vor nicht die Ideallésung. Der Fachbereich
Planen und Bauen kdnne nicht mit dem Aufzug erreicht werden. Im Ne-
bengebéaude seien bereits seit einigen Jahren Raume fir das Sozial- und
Rentenamt angemietet, da diese Amter im Rathaus nicht mehr unterge-
bracht werden konnten. Diese Raume seien durch einen Aufzug zu errei-
chen. Fur grol3ere Events musse auch heute schon in die LAWI ausgewi-
chen werden, da der Sitzungssaal nicht genligend Raum biete. In der
LAWI sei ebenfalls ein Aufzug vorhanden. Der Sitzungssaal biete bei 6f-
fentlichen Sitzungen, bei denen sich zu einzelnen Tagesordnungspunk-
ten viele Zuschauer einfanden, viel zu wenig Raum. Sie teilten in diesem
Punkt nicht die Meinung der Blrgermeisterin, dass Ratssitzungen grund-
satzlich in das Rathaus gehorten.

Fur Trauungen werde inzwischen sehr haufig die Kolvenburg gewahlt, da
diese weit mehr Platz biete als das Trauzimmer im Rathaus. Letztlich be-
furchteten sie, dass der Kostenrahmen nicht ansatzweise eingehalten
werden kdnne, da sich erfahrungsgemar bei Umbaumalinahmen eines
sehr alten Geb&udes weitere Baustellen ergaben, die nicht kalkulierbar
seien. Wenn Barrierefreiheit folgerichtig durchdacht werde, mussten Tur-
eingdnge vergrofRert, mussten automatisch dffnende Turen installiert
werden, musse auch tber Blindenschrift nachgedacht werden. Letztlich
sei auch der Einbau einer Behindertentoilette notwendig. Von den jahrli-




chen Wartungskosten des Aufzuges sei bisher auch noch nicht gespro-
chen worden.

Ihres Erachtens kdnne Barrierefreiheit um ein Vielfaches gunstiger er-
reicht werden durch ein Birgerbiro im Erdgeschoss des Rathauses und
den Einbau eines Treppenliftes zum Erreichen des Trauzimmers und des
Sitzungssaales.

Herr Dittrich erklart, dass die SPD-Fraktion, nachdem sie sich bereits in
der Vergangenheit intensiv fur die Barrierefreiheit des Rathauses mittels
eines Aufzugeinbaues eingesetzt habe, jetzt die Chance sehe, dieses
Projekt endlich zu verwirklichen. Die FGrderung von 60% biete die M6g-
lichkeit — selbst bei knappen stadtischen Finanzen — mobilitatseinge-
schrankten Burgern, Senioren mit Rollator oder Eltern mit Kinderwagen —
im wahrsten Sinne des Wortes — den Weg ins Rathaus zu ebnen. Und er
spreche hier nicht nur von der Inanspruchnahme entsprechender Dienst-
leistungen, sondern auch dem Besuch des Ratssaales und des Trau-
zimmers. Beides ware durch ein erweitertes Burgerbiro im Erdgeschoss
nicht gewahrleistet. Daher sei diese Variante aus Sicht der SPD-Fraktion
auch keine wirkliche Alternative.

Er appelliere an alle Ratskolleginnen und —kollegen, den Weg fir diese
MalRnahme frei zu machen. Es kénne nicht sein, dass auf der einen Seite
Zehntausende Euro fir die Sanierung von Wirtschaftswegen aus Lobby-
grunden abgesegnet wirden, um die Schéden durch die immer grol3er
werdenden landwirtschaftlichen Fahrzeuge von der Allgemeinheit bezah-
len zu lassen. Und auf der anderen Seite solle der Mensch — und hier
speziell die Schwachsten in der Gesellschaft — aus finanziellen Griinden
zurlckstehen. Das konne und durfe so nicht sein. Und das sage er den
Damen und Herren mit dem ,,C“ im Parteinamen, sei alles andere als
christlich und im Sinne der Menschlichkeit. Er appelliere an alle, ein deut-
liches Zeichen fur die Barrierefreiheit in der Stadt zu setzen und gemein-
sam beim Rathaus mit der demografiegerechten Stadtentwicklung zu be-
ginnen.

Herr Schlieker stellt voran, dass sich die Grinen anfangs wegen der Kos-
ten sehr schwer getan hatten, den Einbau eines Aufzuges zu befirwor-
ten. Uberzeugt habe sie aber das Argument, dass es fiir die Selbstbe-
stimmung behinderter Menschen einfach ein Erfordernis sei, ein wichti-
ges offentliches Gebaude wie das Rathaus barrierefrei zu erreichen. Zu-
satzlich leichter gemacht worden sei ihnen die Entscheidung, weil sie ei-
nen eigenen Gutachter befragt hatten, der bestétigt habe, dass die ver-
anschlagten Kosten in Hohe von ca. 350.000,-- € keineswegs teuer seien
und an dem was geleistet werde, sogar relativ gtinstig seien. Es sei reine
Spekulation, dass zusétzliche Kosten hinzu kommen werden.

Herr Geuking macht deutlich, dass er gegen den Aufzug stimmen werde,
weil ein Burgerblro mit erheblich weniger Kosten betrieben werden kon-
ne. Einen Aufzug fir 350.000,-- € halte er fur Uberteuert. Er habe Kontakt
zu einer anderen Gemeinde, die einen Aufzug fur 60.000,-- € in ein eben-
falls historisches Rathaus eingebaut habe (eine Etage). Aul3erdem er-
schliel3e es sich fur ihn nicht, warum ein Aufzug bis ins Dachgeschoss
gehen soll. Er hétte sich gewlinscht, dass die Verwaltung ausgearbeitete



Alternativen, wie z. B. zu einem Auf3enaufzug vorgelegt hatte. Des Weite-
ren kdnnten die Ratssitzungen grundsatzlich in der LAWI stattfinden. Hier
sei viel Geld investiert worden, deshalb sollten die Raumlichkeiten auch
genutzt werden. Trauungen wirden sowieso Uberwiegend in der Kolven-
burg vollzogen. Die Diskussion tber einen Aufzug sei wichtig und dass
mehr fir die Barrierefreiheit getan werden musse, stehe aul3er Frage.
Aber angesichts des maroden Haushaltes seien die Kosten zum jetzigen
Zeitpunkt nicht zumutbar. Er habe die ersten Malinahmen des stadtebau-
lichen Entwicklungskonzeptes abgelehnt, weil er es fur falsch halte, den
Aufzug in dieses Konzept einzubinden. Es gebe Alternativen zum Aufzug,
um den Birgern gerecht zu werden.

Herr Maas erinnert an den Antrag der FDP-Fraktion ein Burgerburo ein-
zurichten. Dadurch kénnten 90% der Belange der Burger barrierefrei er-
ledigt werden, allerdings sei das Trauzimmer nicht erreichbar. Uber die
Ratssitzungen werde man hier reden kénnen.

Er habe bereits auf die vergleichbare Stadt Rottenburg verwiesen, in dem
dortigen ebenfalls historischen Rathaus gebe es ein Blirgerblro und ent-
gegen der Aussage von Herrn Messing werde dort hierfur kein zusatzli-
ches Personal eingesetzt. Der Einbau eines Aufzuges sei im Grunde Lu-
xus, der nicht zum Haushalt passe. Aul3erdem gebe es seitens der Ver-
waltung keine Informationen tber Wartungs- und Reparaturkosten. Man
konne davon ausgehen, dass ein Aufzug 5.000,-- € Kosten im Jahr verur-
sache. Vermutlich werde ein Antrag seinerseits, die Entscheidung heute
zu vertagen, nichts bringen, weil die Verwaltung nicht willens sei, ein Biir-
gerzentrum o. &. einzurichten. Die Verwaltung habe auf den Aufzug hin-
gesteuert.

Wenn hier der Eindruck erweckt werden soll, dass der Aufzug ein Ste-
ckenpferd der Verwaltung sei, dann weise sie dieses zuriick, so Frau
Dirks. Im Zuge der jahrelangen Diskussion uber einen Aufzug sei die
Verwaltung beauftragt worden, Férdermaoglichkeiten zu eruieren. Der Auf-
zug sei im stadtebaulichen Entwicklungskonzept enthalten, weil sich Gber
diesen Weg ein Férderzugang geboten habe. Es gehe um die grundséatz-
liche Frage, wie man mit Barrierefreiheit umgehe und dass das Geld kos-
te sei keine Frage. Die Verwaltung habe nach bestem Wissen und Ge-
wissen gemeinsam mit einem Fachplaner die Kosten fir den Einbau ei-
nes Aufzuges ermittelt und auch die besonderen Gegebenheiten mit der
alten Bausubstanz bericksichtigt. Die Summen passten in den Haushalt.
Jetzt gebe es die Chance, an Fordermittel zu kommen und sie wisse
nicht, wie das kunftig sei. Erfahrungsgeman wirden die Fordertdpfe eher
schrumpfen. Aul3erdem wirke sich der demografische Wandel aus und es
gehe nicht nur darum, das Trauzimmer und den Saal erreichen zu kdn-
nen, sondern um jedes Biro. Wenn vorher gesagt worden wére, dass ein
Aufzug nicht gewollt ist, dann hatte die Verwaltung an dem Thema nicht
weiter arbeiten mussen.

Die Suche nach Foérdermitteln sei in Ordnung, aber nicht die mangelnde
Vorbereitung und Information seitens der Verwaltung, so Herr Maas. Es
habe nie Aussagen Uber Alternativen gegeben.



Frau Dirks erinnert an die Diskussionen uber eine Briicke zwischen Sozi-
alamt und Rathaus, Uber einen Aufzug im Bereich der Gasse zum ehe-
maligen Schlecker-Markt und an eine Rathausfuhrung mit dem Fachaus-
schuss. Im Ubrigen vertrete die Denkmalpflege die Auffassung, dass ein
Aufzug so gut in das historische Rathaus eingebaut werden kdnne, dass
er kaum auffalle. Zudem sei es sehr gliicklich, dass jede Etage erreicht
werden kdnne, ohne einen Buroraum aufgeben zu mussen. Mdglichkei-
ten auch das Bauamt barrierefrei zu erreichen, gebe es nicht.

Herr KnOwer erklart, dass er angesichts der hohen Kosten nicht zustim-
men werde. In jeder Haushaltsrede, die er bisher gehalten habe, habe er
die Planung eines Burgerbiros im Erdgeschoss oder Nebengebéaude ge-
fordert. Bislang habe er nur zwei Mal die Auskunft erhalten, dass diese
Uberlegungen wegen des zusatzlichen Personalbedarfs verworfen wor-
den seien. Das reiche ihm nicht. Solange die Alternativen nicht durchge-
pruft werden, werde er dem Einbau eines Aufzuges nicht zustimmen.

Herr Kortmann erklart, dass er sich in diesem Fall dem Fraktionszwang
nicht anschlieBe. Uber Jahre seien fiir den Aufzug die entsprechenden
Mittel im Haushaltsplan eingeplant gewesen und jetzt gebe es die Mdg-
lichkeit, einen 60%-igen Zuschuss zu erhalten. Im 21. Jahrhundert musse
ein Rathaus voll funktionsfahig und behindertengerecht sein, auch was
Sitzungen und Trauungen betreffe. Die Mitarbeiter der Verwaltung muss-
ten diskriminierungsfrei beschaftigt werden kénnen. Zudem werde fiir die
Barrierefreiheit in der Innenstadt viel Geld in die Hand genommen. Die
Einzelhandler investierten viel Geld um ihre Geschéfte barrierefrei zu ma-
chen, dann kdnne man vor dem Rathaus nicht Halt machen. Da fehle ihm
ein Stuck Glaubwiurdigkeit. Alle Argumente gegen den Aufzug in Ehren,
aber das passe nicht in die Zeit. Die Finanzierung stehe, jetzt sollte man
die Chance nutzen und fir den Aufzug stimmen.

Herr Dittrich hofft, dass auch die Ubrigen CDU-Mitglieder die gleiche Cou-
rage aufbringen wie Herr Kortmann. Aufgrund von EU-Vorgaben werde
man demnachst gezwungen sein, einen Aufzug einzubauen, dann gebe
es aber keinen Zuschuss mehr. Er sei erschrocken und entsetzt tber die
jetzige Argumentation. Er appelliere an die CDU die Chance zu nutzen.

Herr Dr. Sommer aul3ert, dass er als sachkundiger Bauingenieur dem
Planer gute Arbeit bescheinigen konne. Die Kosten in Hohe von
350.000,-- € seien ja nicht nur flr den Aufzug, sondern auch flr den
Brandschutz. Es gehe um eine wertvolle Investition in die Zukunft. Au-
Rerdem passe der Aufzug sehr gut in das historische Rathaus. Und auch
den Mitarbeitern der Verwaltung misse ein barrierefreier Zugang ermog-
licht werden. Man werde sich noch wundern, wie viele alter werdende
Menschen die Barrierefreiheit kiinftig benétigen werden.

Herr Brockamp stellt den Antrag auf Abstimmung.
Der Antrag wird mit 11 Ja-Stimmen, 3 Nein-Stimmen, 10 Enthaltungen
angenommen.

Frau Dirks lasst dann tber die Einbeziehung des Rathausaufzuges in das



Gesamtkonzept abstimmen.
Mit 12 Ja-Stimmen und 12 Nein-Stimmen wird der Aufzug abgelehnt.

Citymanagement

Herr Brunn erklart, dass die SPD-Fraktion dagegen stimmen werde, weil
sie die beschriebenen Aufgaben als Aufgabe der Blrgermeisterin sdhen.
Uber den Rest miisse evtl. noch einmal diskutiert werden.

Stimmabgabe: 17 Ja-Stimmen, 7 Nein-Stimmen

Verfuqungsfond

Stimmabgabe: 17 Ja-Stimmen, 7 Nein-Stimmen

Planungskosten fur das Regionale-2016-Projekt ,,Wohnen mit
(Mehr-)Wert*

Stimmabgabe: 18 Ja-Stimmen, 6 Nein-Stimmen

Umagestaltung der FuRgangerzone Lange StrafRe mit dem Kreu-
zungsbereich Lilienbeck/Coesfelder Strafle und den Verbindungs-
wegen einschlief3lich weiterer Planungskosten sowie Bauleitung

Stimmabgabe. 23 Ja-Stimmen, 1 Nein-Stimme

Barrierefreier Umbau/Anpassungen im Bereich des Marktes sowie
weiterer EinzelmaRRnahmen zur Schaffung der Barrierefreiheit im lb-
rigen Untersuchungsraum

Stimmabgabe: 23 Ja-Stimmen, 1 Nein-Stimme

Inszenierende und akzentuierende Innenstadtgestaltung durch Erar-
beitung und Umsetzung eines Lichtkonzeptes (in Ergédnzung zum
Funktionslicht)

Frau Rawe erklart, dass die Mittel fur das Lichtkonzept besser in die
Schulsozialarbeit investiert wéaren und sie deshalb dagegen stimme.

Stimmabgabe: 16 Ja-Stimmen, 6 Nein-Stimmen, 2 Enthaltungen

Vor der Abstimmung Uber das Gesamtkonzept wird die Sitzung auf An-
trag von Herrn Dittrich von 18:50 — 18:55 Uhr unterbrochen.

Der Rat fasst folgenden



Beschluss:

Das fortgeschriebene Stadtebauliche Entwicklungskonzept wird mit Aus-
nahme des Rathausaufzuges beschlossen.

Die Umsetzung der im Sachverhalt aufgelisteten Malinahmen des stad-
tebaulichen Entwicklungskonzeptes der Stadt Billerbeck im Rahmen der
Stadtebauforderung 2013 und 2014 wird mit Ausnahme des Rathausauf-
zuges beschlossen.

Bezuglich des Johannis-Schulgelandes wird die Verwaltung beauftragt,
einen Vorschlag fur eine neue Zufahrt mit Parkplatzen zu erarbeiten und
dem Ausschuss vorzulegen. Des Weiteren soll ein Experte prifen, ob die
drei Birken erhalten werden kénnen.

Stimmabgabe: 18 Ja-Stimmen, 6 Nein-Stimmen

Verbesserung der Breitbandversorgung in Billerbeck

Herr Brunn erkundigt sich, ob neben der Unterstutzung der Fa. BORnet
auch parallel mit anderen Anbietern verhandelt werden dirfe. Die Verwal-
tung sollte bis zum Abschluss eines Gestattungsvertrages auch mit ande-
ren Versorgungsunternehmen Kontakt aufnehmen, insbesondere im Hin-
blick auf die neue Vectoring-Technik.

Frau Dirks gibt zu bedenken, dass beim Vectoring immer noch Kupferka-
bel verwandt wirden und dies nach ihren Informationen nur eine Zwi-
schenldsung sein kénne. In Zukunft werde der Weg an Glasfaser nicht
vorbei fuhren.

Herr Brunn teilt die Meinung, dass die Zukunft beim Glasfaserkabel liegt.
Er wolle aber nicht so lange abwarten, bis die Fa. BORnet ihre Abfrage
bei den Nutzern durchgefihrt hat.

Herr Maas halt es fir den falschen Weg auf eine veraltete Technik wie
Kupferkabel zu setzen. Er bitte darum, dass parallel zu den Wohngebie-
ten auch die Gewerbegebiete in Angriff genommen werden und dabei
nicht das Entertainment in den Vordergrund gestellt wird. Alle Unterneh-
men sollten die Méglichkeit haben in den Wettbewerb zu treten.

Frau Dirks erlautert, dass Voraussetzung fur eine Glasfaserverkabelung
eine Nachfragebindelung von mindestens 40% sei.

Der Rat fasst folgenden

Beschluss:

Die Stadt Billerbeck untersttitzt die BORnet GmbH bei der Verbesserung
der Breitbandversorgung in Billerbeck bei Verlegung eines Glasfasernet-
zes.

Stimmabgabe: 23 Ja-Stimmen, 1 Enthaltung
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Aullenbereichssatzung "Thumanns Mihle"

hier: Nutzungsanderung der Mihle zu Wohnzwecken

Herr Maas gibt zu bedenken, dass durch den Erlass einer Aul3enbe-
reichssatzung die Gefahr bestehe, dass die in der Nachbarschaft vorhan-
denen Gewerbebetriebe auch Wohnraum oder die Gaststatte z. B. Feri-
enwohnungen einbauen wolle. So wirde u. U. eine Splittersiedlung ent-
stehen. Er bitte die Verwaltung die Satzung daraufhin zu Uberprifen.

Frau Dirks weist darauf hin, dass es heute erst darum gehe, die Verwal-
tung mit der Erarbeitung eines Satzungsentwurfes zu beauftragen. Frau
Besecke habe bei der Vorberatung gesagt, dass die Vertraglichkeit ge-
pruft werde.

Der Rat fasst folgenden

Beschluss:

Die Verwaltung wird beauftragt, einen Satzungsentwurf zu erarbeiten und
mit dem Antragsteller einen stadtebaulichen Vertrag zur Kostenlibernah-
me zu schliel3en.

Stimmabgabe: einstimmig

Erweiterung eines Schweinemastbetriebes um 1272 Tiere in Esking

Auf Nachfrage von Herrn Geuking teilt Herr Mollenhauer mit, dass es sich
um einen gewerblichen Stall handele.

Der Rat fasst folgenden
Beschluss:
Nach Erganzung der Angaben zur ErschlieRung wird zu dem Vorhaben

das gemeindliche Einvernehmen erteilt.

Stimmabgabe: 11 Ja-Stimmen, 12 Nein-Stimmen, 1 Enthaltung

Neuaufstellung des Landesentwicklungsplanes Nordrhein-Westfalen
hier: Beteiligung der offentlichen Stellen

Der Rat nimmt die Ausfihrungen der Verwaltung in der Sitzungsvorlage
zur Kenntnis.

Fortschreibung des Regionalplanes Miunsterland

hier: Offentliche Auslegung der geanderten Planunterlagen

Herr Flichter fuhrt an, dass grof3e Schutzgebiete beispielsweise FFH-
Gebiete vorher grof3ziigig verbunden waren und geschutzte Bereiche im
neuen Entwurf tlw. komplett heraus gefallen seien. Er beantrage deshalb,
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dass die Stadt Billerbeck fordern soll, dass die BSN-Gebiete in der ur-
sprunglichen Ausdehnung/Abgrenzung des 1. Entwurfes des Regional-
planes — erganzt um die geringfliigige Erweiterung im aktuell offenliegen-
den Entwurf — erhalten bleiben bzw. ausgewiesen werden.

Herr Schulze Temming fuhrt aus, dass in dem Verfahren sowohl von
Grundstuckseigentimern als auch von Umweltschutzverbanden Einwen-
dungen vorgebracht wurden. Es habe Kirzungen aber auch Ausweitun-
gen gegeben. Die Fachbehdrden seien zustandig, nicht die Stadt Billerb-
eck und auch nicht die Bezirksregierung. Von daher kdnne er den Antrag
nicht mittragen, dass mehr Gebiete ausgewiesen werden sollen als die
Fachbehorden fur notwendig erachten.

Herr KnUwer unterstitzt den Antrag des Herrn Flichter. Er sei auch ent-
setzt darliber, dass so viele Flachen getrennt worden seien, die vorher
zusammenhangend ausgewiesen waren. Jetzt liege allerdings das Er-
gebnis des Abwagungsprozesses vor deshalb wisse er nicht, was eine
erneute Forderung noch bezwecken kénne.

Herr Mollenhauer erlautert, dass bei Abgabe einer Stellungnahme vo-
raussichtlich auf die urspringlichen Ausfiihrungen verwiesen werde. Aber
die Bezirksplanungsbehdrde musse sich dann noch einmal hiermit be-
schaftigen.

Nach weiterer Erorterung lasst Frau Dirks Gber den Antrag des Herrn
Fliichter abstimmen.
Der Antrag wird mit 12 Ja-Stimmen, 11 Nein-Stimmen angenommen.

3. Anderung des Bebauungsplanes "Friethéfer Kamp"

hier: Vorstellung einer Plananderung zur Innenverdichtung

Der Rat schlief3t sich dem Beschlussvorschlag des Stadtentwicklungs-
und Bauausschusses an und fasst folgenden

Beschluss:
Die Verwaltung wird beauftragt, einen Entwurf zur Bebauungsplanénde-
rung zu erarbeiten.

Stimmabgabe: einstimmig

4. Anderung des Bebauungsplanes "Sanierungsgebiet Ib"

hier: Zulassigkeit von Wohnen im Erdgeschoss

Herr Becks vermisst aufgrund der Vorberatung eine Aussage der Verwal-
tung zur Fassadengestaltung und beantragt, durch einen stadtebaulichen
Vertrag zu regeln, dass ein dunkler Klinker oder ein dunkler Farbton ver-
wandt werden soll.

Der Rat fasst folgenden
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Beschluss:

Die Verwaltung wird beauftragt, einen Entwurf zur Bebauungsplanande-
rung zu erarbeiten. In einem stadtebaulichen Vertrag ist die Fassadenge-
staltung festzulegen.

Stimmabgabe: einstimmig

Antrag der CDU-Fraktion vom 24.09.2013

hier: Hinweisschilder bzw. Hinweistafeln zum Bahnradweg Coesfeld-
Rheine

Frau Mollenhauer erlautert den CDU-Antrag.

Herr Messing schlagt vor, den Antrag nicht in den Ausschuss zu verwei-
sen, sondern die Verwaltung direkt mit dem Aufstellen der Schilder zu
beauftragen.

Nach kurzer Erdrterung stellt Herr Dittrich den Antrag auf Verweisung in

den Ausschuss, weil noch Beratungsbedarf bestehe.

Beschluss:
Der Antrag der CDU-Fraktion vom 24.09.2013 wird an den zustandigen
Fachausschuss verwiesen.

Stimmabgabe: einstimmig

Mitteilungen
Keine

Anfragen

Gewaltpravention an den weiterfihrenden Schulen - Herr Dittrich

Herr Dittrich erkundigt sich nach dem Sachstand zur Gewaltpravention an
Billerbecks weiterfiuhrenden Schulen.

Herr Messing teilt mit, dass in dieser Sache gestern Vertreter der Kreis-
polizeibehdrde bei der Gemeinschaftsschule vorstellig geworden seien
und es Sache der Schule sei, an dem Thema weiter zu arbeiten.

Herr Dittrich stellt fest, dass also noch keine Objektakten fur die Schulen
erstellt seien.

Herr Messing fuhrt aus, dass dies Aufgabe der Schule sei, die Verwal-
tung habe alle Vorarbeiten geleistet.
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Herr Dittrich erinnert daran, dass an dem Thema dringend weiter gearbei-
tet werden musse.

Frau Dirks schlagt vor, dass Vertreter der Schulen und der Schultrager
den Sachstand in einer Sitzung vorstellen.

Zugestelltes Schaufenster - Herr Dittrich

Herr Dittrich weist darauf hin, dass beim Stadtfest, das Schaufenster des
Bioladens in der FulRgangerzone voéllig zugestellt war und erkundigt sich
nach dem Grund.

Herr Messing berichtet, dass es sich um ein Versehen gehandelt habe
und zukUnftig nicht mehr passieren werde.

Sachstand bzgl. der neuen pflegeleichten Grabformen - Frau Mol-
lenhauer

Von Frau Mollenhauer nach dem Sachstand bzgl. der neuen pflegeleich-
ten Grabformen auf dem alten Friedhof befragt, teilt Herr Messing mit,
dass mit den Bauarbeiten bereits begonnen wurde und es Zielsetzung
sei, den ,Fluss des Lebens" bis Allerheiligen fertig zu bekommen.

Standort fur eine Baumanpflanzung - Herr Becks

Herr Becks bedauert, dass es in Billerbeck keinen Platz mehr fir Baume
gebe. Die SPD habe anlasslich ihres Jubilaums einen Baum pflanzen
wollen; seitens der Verwaltung sei auf Nachfrage mitgeteilt worden, dass
es hierfur und auch fr die Fortfihrung der Hochzeitsallee keinen Platz
gebe.

Herr Mollenhauer macht deutlich, dass es fur die Anpflanzung eines
Baumes immer einen Platz gebe. Bzgl. der Fortfihrung der Hochzeitsal-
lee sei Uber viele Standorte diskutiert und auch mit den Anliegern ge-
sprochen worden. Seitens der Anlieger habe es viele Widerstédnde gege-
ben und gegen den Widerstand der Anlieger sollte keine Allee ange-
pflanzt werden.

Ersatzanpflanzungen - Herr Kortmann

Herr Kortmann erkundigt sich, ob Ersatzanpflanzungen fir die am Sport-
platz fir den Kunstrasenplatz gefallten Baume vorgenommen wurden.
Herr Mollenhauer verweist auf die Baumreihe am Gantweg.
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Wahlplakate - Herr Dibbelde

Herr Dibbelde weist Bezug nehmend auf die letzte HFA-Sitzung darauf
hin, dass noch Wabhlplakate der Familienpartei an der Freilichtbuhne, der
Beerlager Stral3e im Bereich Lidl/K&K vorhanden seien. Des Weiteren
liege ein Plakat in der Berkel. Er bitte um Entfernung der Plakate.

Situation vor dem DRK-Heim - Herr Dibbelde

Herr Dubbelde weist auf die hohe Stufe und den schmalen Birgersteig
vor dem DRK-Heim hin. Mit einem Rollator gebe es hier Probleme auf
dem Birgersteig zu bleiben oder in das Gebaude hinein zu kommen. Die
Verwaltung sollte sich hierzu Gedanken machen.

Frau Dirks merkt an, dass eine Veranderung nicht einfach sei.

Auswirkungen der Inklusion - Herr Kosters

Herr Kosters bittet die Verwaltung, in der nachsten Schul- und Sportaus-
schusssitzung dartiber zu informieren, ob und wenn ja, welche baulichen
Veranderungen an der Grundschule aufgrund der Inklusion vorgenom-
men werden mussen.

Frau Dirks geht davon aus, dass die Stadt Billerbeck hiervon nicht so
sehr betroffen sei, wie andere Gemeinden, weil an den Schulen bereits
viel investiert wurde und in der Vergangenheit bereits ein Kind im Roll-
stuhl beschult wurde. Die Diskussion auch auf Landesebene sei noch
nicht zu Ende. Wenn es etwas Neues gebe, werde berichtet.

Einwohnerfragestunde gemal’ 8 18 der Geschéaftsordnung fur den
Rat und die Ausschusse der Stadt Billerbeck

Die Eheleute Schild-Ttncher, Mlnsterstral3e, mdchten wissen, was zu
TOP 11. ,4. Anderung des Bebauungsplanes ,Sanierungsgebiet Ib*; hier:
Zulassigkeit von Wohnen im Erdgeschoss® eigentlich beschlossen wurde.

Frau Dirks erlautert, dass der Fachausschuss vorberaten habe. Derzeit
sehe der Bebauungsplan vor, dass im Erdgeschoss Geschaftsraume und
nur im Obergeschoss Wohnen zulassig ist. In dem Haus habe es aber
nie ein Geschaft gegeben. Der Eigentimer plane nun ein neues Wohn-
haus zu errichten und habe eine Bebauungsplananderung dahingehend
beantragt, dass Wohnen auch im Erdgeschoss zulassig ist.

Herr Mollenhauer erganzt, dass der Bebauungsplan fur 3 Grundstticke
geéandert werden soll.

Die Nachfrage, ob es auch um die Geschosshdhe gehe, wird von Herrn
Mollenhauer verneint.

Herr Hubert Vocker bezieht sich auf die negative Abstimmung zum
Rathausaufzug und erkundigt sich, ob von Seiten der Verwaltung / CDU
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auch uber Alternativen nachgedacht werde, denn es misse ja etwas
passieren.

Frau Mollenhauer fuhrt aus, dass Mitarbeiter bei Bedarf ins Foyer kom-
men, um die Burgerbelange zu bearbeiten. Es stelle sich aber auch die
Frage, wie viele Burger denn fur ihre Anliegen das Rathaus tatsachlich
aufsuchen.

Frau Dirks erklart, dass seitens der Verwaltung nach wie vor daftr ge-
sorgt werde, dass niemand die Treppe hinauf gehen musse, wenn er das
nicht kdnne. Sie gebe aber auch die Hoffnung nicht auf, dass das Rat-
haus doch noch irgendwann barrierefrei werde.

Marion Dirks Birgit Freickmann
Blrgermeisterin Schriftfihrerin



	Name
	Text
	Anwesenheit
	BM_TEXT1
	Betreff
	Wortprotokoll
	Beschluß
	Abstimmungsergebnis
	Zu
	BM_TEXT3

